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L Gesetze und Verordnungen 

1. Gesetz 
zur Anderung des Kirchlichen Besoldungsgesetzes 

vom 10. März 1928 in de,r Fassung der Andenmgen 
vom 21. November 1957, 5. November 1959 

und 25. April 1960 

Der Kirchenrat verkündet hiermit das von der 
Sy1n0ide vom 23.-25. Mai 1963 beschlossene Gesetz: 

Artikel I 

§§ 17 ,und 18 1des Kiirchlichen Besoldungsgesetzes 
. vom 10. März 1928 in der Fassung -.des Andemngs­

gesetzes vom 21. November 1957 (GVM S. 35) werden 
wie folgt geändert: 

§ 17 

(1) Der Kinderzuschlaig beträgt für Kinder: 
a) bis zum voHendeten 6. Lebensjahr 

(2) 

DM 40,- monatlich, 
b) bis zum vollendeten 15. Lelbensjahr · 

DM 60,- monatlich, 
c) ibis zum voHendeten 25. Lebensjahr 

DM 100,- monatl'ich, 

solange das Kind sich in der Schu!l- oder Berufs-
.aushikllung befindet. · 

Verzögert sich 1der A!bschfoß ·der Schul- oder Be­
rufs.aushil1dung ·durch Erfüllung ·einer :gesetzlichen 
Dienstpfliicht ii!ber ·das voHendete fünfondzwan­
zigste Lebensjahr , hinaus, so verlängert sich die 
Altersigrenze für einen der Zeit dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das fün,fiunidzwan­
zigste Lebensjahr hina1Us. 

Kinderzuschlag wird ,gewährt für 
a) -eheliche Kinder, 

b) ·durch nachfolgende Ehe legitimierte und für 
eheHch erklärte Kinder, 

c) an Kindes Statt angenommene l(.inder, 
d) Stiefkinder, wenn der Beamte sie in s.einen 

Ha1usihah aufgenommen hat, 
e) P:f.legekinder un1d Enkel, •wenn der Beamte sie 
· in seinen Haushalt aufgenommen hat und für 

ihren UnteJ.1halt und ihre Erz·iehun.g nicht von 
.an.derer Seite faufend ein :höherer Betrag als 
DM 100,- monatlich gezahlt wird. 

(3) U nehelich!e Ki1nder werden eheHchen Kindern 
.gle,ichgestellt. 

(4) Für ein K1in.d, <las wegen körperlicher oder geisti­
ger Gebrechen 1daiuemd erwevbsunfähi·g ist, wird 

·Kinderzuschlag nach ·Maßgabe des A:bs:atzes 6 
auch über das fünifz.ehnte Lebensjahr hinaus ge­
wäihrt. 

(5) Für verheiratete, verwitwete oder geschiedene 
Kinder wird kein Kindierzuschl.a.g gewährt. 

(6) Der Kiniderzuschla.g während der Ausbildungs­
zeit (Abs. 1 Buchst. c) und für gebrechliche Ki1n­
der 0.Aibs. 4) wird um den Betrag ·gekürzt, um 
den das Einkommen .des Kindes DM lÖO,- mo­
natlich ubersteigt. Der ~inderzuschilag wivd je­
doch nicht um mehr ails DM 50,- monatlich ge­
kürzt. 

(1) 

(2) 

§ 18 

Der Kinderzuschlag wird z.uerst für den M-onat 
gez:a:hlt, in dem ·das für seine Gewährung maß­
gebende Ereignis eingetreten ist. 

Der ·Kinderzuschfag fällt fort mit dem Fortfall 
des Gehalts. Der Kinderzuschbg fäl.lt femer fort 
mit ,dem Alblauf ·des Monats, in 1dem -das für 'den 
Fortfalil des Kindermschlages maßgebende Ereig­
nis e1ingetreten ist. 
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(3) Für dasseLhe Kind und den gleichen Zeitraum 
darf ein Kiniderzuschlag nur einma1l gezahlt 
weiiden. 

§ 18a 
Im übrigen finden die staatlichen Bestimmungen 
über die Gewährung eines Kinderzuschlages sinn­
gemäß Aniwendung. 

Artikel II 

Dieses Gesetz tr.itt am 1. Juli 1%3 in Kra1ft. 

Hamburg, den 10. Juni 1963 
Der Kirchenrat 

D Witte 
(240) 

2. -Mitarbeitervertretungsgesetz 

Der Kichenrat verkündet :hiermit das von der Sy­
node vom 23.-~5. Mai 1%3 heschlossene Gesetz: 

Präambel 

}ieder kirch:Iiche M.itavbeiter is.t bemfen, in seinem 
Dienst an ·der Erfüllung des Auftrages der Kirche 
mitzuiwivken. 

Die Mitarbeiter helfen einander im Verständnis des 
kirchliChen Auftrages und schHeßen sich zu- seiner 
V1erwirklichung v.ertrauensvoU zusammen. Aus der 
Verp·Elichtung, rden Dienst ·der Kirche mitzutragen, er­
g~bt siich der Auftrag, an der Gestaltung ·der Dienst­
verhäoltnisse und an der Fürsorge für den einzelnen 
Mitarbeiter mitzuwirken. 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Mitarbeitervertretung (MA V) 

In der EvangeHsch-lutherisch!en Kirche im Hambur­
gischen Staate wivd für ihre, Mitarbeiter eine Mitar­
b ei tervertrietung geibioldet. 

(1) 

(2) 

§ 2 
Mitarbeiter 

Mitavbeiter sind die auf Grund eines ö:ffentlkh­
reichtlichen Dlenstv.er;hältn:isses oder eines pd­
v.aten Dienst- oder Arheitsv:ertrages in einer 
kirchlichen DieriststeHe täti1gen Personen. 
Pastoren, Pfarrvikarinnen, HiHs:prediger, Vikare 
sowie die Mitglieder des Landeskirchenamtes sind 
nicht Mitarheiter im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 3 
Dienststellen 

•Kirch'liche DienststeHen sind die verfassungsmäßi­
gen öffentlich rech'tlichen Körperschaften der Evange­
lis1ch-:luthenioschen Kirche im Hamibur0gischen Staate, die 
Mitarbeiter iheschäftigen, sowie alle :besonderen kirch­
lichen Einrichtungen und Werke, deren· Rechtsträger 
die Ev.ang1el.isch-fotherische K:irche im Hamihurgischen 
Sta:ate oder -eine ihrer Körperschaften ist. 

§ 4 
Berufsgruppen 

Es bestehen foilgen1de Berufsgruppen: 
1. Diakone, männliche diakonische Hilfskräfte; 

2. Gemeindehel.feriinnen, weihlkhe diakonische 
Hilfskräfte; 

3. KirchenmusjJker; 
4. J ugendleiterin.nen, Kindergärtner.innen und Heim­

erzieherinnen, Kinderpflegel'ltnnen; 
5. Fürsor;gerinnen (Sozi:alarheit,erinnen); Mitarbeiter 

im -fürsorgerischen Dienst; Schwestern, die nicht 
durch ein Mutterhaus vertreten. werden; 

6. Kirchienhuchfüihrer; 
7. Verwahungsibeamte; 
8. Verwaltungsangestellte; 
9. Kirchendiener; 

10. hauswirtschaftliche Kräfte; 
11. Arbeiter, Raumpflegerinnen. 

§ 5 

Zusammenarbeit mit dem Landeskirchenamt 
(1) Das Landeskirchenamt und &e Mi1;ar:beiterver­

tretun1g aribeiten bei der Er.füillung ihrer Aufgaben 
zusammen und wachen darüber, daß aUe Mitar­
beiter na1ch Recht und Bifügkie1it behianideh werden. 

(2) Das Landeskirchenamt und .die Mitarbeitervertre­
tung 1sollen mindestens zweimal im Jahr zur Be­
sprechung ,aUgemeiner Fragen und zum Austausch 
von Anregungen zuSiammenkommen. 

(3) Bd Meinun1gsver.schi-edenheiten ist eine Einigung 
durch Aussprache zu erstrieben. Erst wenn diese 
Bemühungen gescheitert s.inid, ,diür'fen andere Stel­
len im R·ashmen der da,für geltenden Bestimmun­
gen angerufen weriden. 

(4) Der Mitavbeitervertretung ist auf Ver1angen Ein­
sicht 1in di1e zur Durchführung ihrer Aufgabep_ er­
forderlichen Unterlagen zu gewähren. Persona1l­
a:kten ·dürfen nur mit Zustimmung deis betroffe­
nen Mitarbeiters und nur durch ein von ihm zu 
bestimmendes Mitglied der Moitarbeitervertretung 
eingesehen wellden. 

§ 6 
Behinderungsverbot 

(1) Mitglie1der der Mitaribeitervertretung ·dürfen in 
der Ausübung ~hrer Befugnisse nicht behindert 
und; wegen 1ihrer Tätigkeit zu keiner Zeit benach-
teHigt oder begünstigt weriden. -

(2) Mitglieder .der Mitarbeitervertretung dürfen gegen 
ihren W.Hlen nur mit Zustimmung der Mitarbeiter­
vertretung versetzt -oder 1ahgeordnet werden. An 
dieser Entsicheiidung wirkt der Betroffene nicht 
mit. 

§ 7 
Kündigungsschutz 

(1) Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung kann 
nicht gekündigt werden, es sei denn, daß Grund 
zu einer fristlosen Kündigung besteht oder daß 
·die DienststeUe ganz oder zu einem wesentlichen 
T eit a ufgeilöst wird. 

(2) _Wird die DienststeUe au1tgelöst, so ist die Kün­
digung .friilhestens zum Zeitpunkt ·der Auflösung 
zulässig, es sei -denn, daß wegen zwingender 
diens1!licher Gründe zu ein.em früheren Zeitpunkt 
gekündigt werden muß. Die Kündigung bedarf 
der Zustimmung des Schlichtungsausschusses nach 
vorheriger St'el1lungn:ahme ·der Mitaribeoitervertre­
tung. 



(1) 

(2) 

§ 8 

Schweigepflicht 

Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Mit­
arbeitervertretung halben i.iJber :die Tatsachen, die 
i•hnen auf Grund ·ihrer Zugehörigkeit zur Mit­
arbeitervertretung bekannt geworden si.nd, Still­
sichweigen zu ·bewahren, und zwar auch nach dem 
Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis oder aus 
der Mitarbeitervertretung. 
Die Schlweigepfilicht gilt nicht gegenüber den übri­
gen Mitgliiedern: .der Mitarbeitervertretung. Sie 
entfallt .auf Beschluß der Mitarbeitervertretung 
auch ge1genüber der vor.gesetzten Dienststelle. 
Dies gilt auch für die Stdl1vertreter sowie für Per­
sonen, die als Gäste an einer Sitzung der Mit­
arbeitervertretung teilnehmen. 

II. Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitervertretung 

§ 9 

(1) Die Mitanbeitervertretung ist berufen, die Ver­
antwortung für die Aufg.aben der Landeskirche 
und die Pffoge der Dienstgemeinschaft aller Mit­
arbeiter mitzutragen. Sie s.ol·l bei den Mitarbeitern 
das Verständnis .dafür f ör·dern, daß der kirchliche 
Dienst auf den Auftrag der Kirche ausgerichtet 
sein muß. 

(2) Die Mitarbeitervertretung soll siich der Sorgen 
und Nöte sowie der beruflichen, wirtscha.frlichen 
und so;zialen Fragen .der Mitarbeiter annehmen 
und erforderlichenfalls beim Landeskirchenamt auf 
Abhilfe einwirken. 

(3) Die Mitarbeiitervertretung hat insbesondere fol­
.gende Aiufgaben: 
a) Maßnahmen anzuregen, die der Lan1deskirche 

unid ihren Mitaribeitern ·dienen. 
b) Beschwerden von M:itaribeitern entgegenzuneh­

men und faHs sie ihr begründet erscheinen, in 
sachdi.enlicher Form beim Landeskirchenamt 
auf Abhilfe hinzuwirken. 

(4) Das Recht des Mitarheiter.s, seine Anliegen dem 
Landeskirchenamt unmitte1bar und selbst vorzu­
bringen, :bleibt unberührt. 

§ 10 

Mitwirkung in bestimmten Angelegenheiten 

(1} Die Mitar1beitervertretung wirkt mit bei: 
a) EinsteUungen, AnisteUungen und Beförderun­

gen von Mitarbeitern; 
b) vorzeitiiger Versetzung in den Ruhestand gegen 

den WHlen des Mita!lbeiters; 
c) \Veiterbesichäftigung über die Ahersgren.ze 

hinaus; 
d) Entlassung v.on Beamten auf Probe oder auf 

Wi.derruf sowie Kündigung von AngesteUten; 
e) Versagen der Genehmigung zur Übernahme 

einer N ebenibeschäftigung; 
f) Gewä!hrung von Unterstützungen und sonsti­

gen Zuwendungen, auf die kein· Rechtsanspruch 
besteht, jedoch nur aiu;f Wunsch des Antrag­
stellers; 
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.g) Re:gelung 1der Gehalts-, Vergütungs- und Lohn­
fragen, ·des Umfangs der AribeitszeH und des 
U rl.a1u=b s ; 

h) Aufstellung von Rahmendienstanweisungen; 
-i) grundsätzHchen Fragen .der Aus- und Weiter­

bilidung der Mitarbeiter; 
k) Überprüfung .der Mö,glkhkeiten technischer 

und or.ganisatorischer Verbesserungen -in der 
Verwaltung. 

(2) Fristlose Entl:assungen bedürfe~ nircht der Mit­
wirkung 1der Mitaribeitervertretung. Sie ist je:doch 
unverz·üglich zu verständigen. 

(3) Die Mitarbeitervertretung hat rbei der fänsteUung 
von Diakonen, Gemeindehelfer.innen iundKirchen­
musiikern nicht mitzuwirken. 

§ 11 

Mitbestimmung der Mitarbeitervertretung 

(1) Die Mitarbeitervertretung hat .im Rahmen der 
geltenden Bestimmungen mitzubestimmen üiber: 
a) Höher- und Rückgruppierungen von Mit­

arbeitern; 
b) Versetzung 1und .Abordnung zu einer anderen 

DienststeHe gegen .den Wi11en ·des Mitarbeiters; 
c) Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und 

Al"ibeitsun.fä.llen und sonstigen Gesundheitis­
gefa:hren; 

d) Bestellungen von Vertrauensärzten sowie von 
Ärzten zur Überwachung des Gesundheits­
zustandes der Mitarbeiter, unbeschadet des 
Rechts der freien Arztwa1hl; 

e) Beginn und Ende der täglichen Arheitszeit un.d 
der Pausen; 

f) Regelung der Ordnung in den Di•ensträumen 
und des Verihaltens der MHarbeiter in der 
Dienstgemeinschaift; 

g) Err.ichtung und Verwa'1tung von W oh'lfahrts­
einrichtungen. 

§ 12 

Verfahren bei Mitwirkung und Mitbestimmung 

(1) Soweit die Mitaribeitervertretung an Entscheidun-

(2) 

(3) 

gen mitwirikt, ist sie rechtzeitig zur Stellungnahme 
aufzufordern. 
Eine Maßnahme, die der Mitbestimmung der Mit­
arbeitervertretung unterliegt, kann nur mit ihrer 
Zustimmung getro.ffen wer.den. Das Landeskir­
chenamt unterrichtet die Mitarbeitervertretung 
von der ibe-aibs:ichtigten Maßnahme und beantragt 
i1hre Zustimmung. Die Maßnahme gilt a1ls gebil­
ligt. wenn die Mitarbeitervertretung nicht !binnen 
z.wei Wochen nach Eingang der Mitteilung die 
Zustimmung· schriftlich verweigert oder eine 
mündliche Erörterung verlangt. Das Landeskfr­
chenamt kann ·die Frist zur Erklärung in dringen-
den FäHen auf drei Tage abkürzen. 
Wird in den FäUen .des Absatzes 1 und 2 eine 
Übereinstimmung nicht erz.idt, so findet eine Be-
sprechung der Angelegenheit mit dem Landes­
kilichenamt statt mit dem Ziel, eine Einigung zu 
erreichen. Anidernfa.U:s können .das -Landeskirche.n­
amt oder die Mitar!beitervertretung hinnen zwei 
Wochen ·den Schlichtungsausschuß anrrufen. 
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(4) Das Landes:kirchen.amt kann bei Maßnahmen, die 
keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen En.t­
schei:dung vor.läufige Regel'llngen treiffen. 

III. Bildung der Mitarbeitervertretung 

§ 13 
Zahl der Mitglieder der Mitarbeitervertretung 

Die Mitarbeitervertretung besteht aus den Ver­
trauensfouten der in § 4 •genannten Berufs:gruppen. 
. Fiür Je .angefangene 75 Mitg.Lie.der einer Gruppe ist 
ein Vertrauensmann zu wählen. Für jeden Vertrauens-
m:ann ist ein Ers:atzmann zu wählen. . 

(1) 

(2) 

§ 14 

Ersatzmitglieder 
Scheidet ein Mitglied aius der Mitarbeitervertre­
tung aus, so rückt sein Ersatzmitglied nach·. Ist ein 
Mitglied für 1'ängere Zeit verhindert, an den Sit­
zungen .der Mitaribeitervertr.etung te.Hzunehmen, 
so tritt för die Daiuer der Verhinderung der Er­
satzmann. .als SteUvertreter ein. 
Im FaHe des § 21 Abs. 1 treten. Ersatzmitglieder 
nicht ein. 

§ 15 

Wahlberechtigung 
W.aMberechHgt ·s,inid die Mitarbeiter (§ 2), ·die am 

Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, ·~1ind~­
stens 6 Monate :im Dienst stehen und als 1Arbeitsze1t 
mehr als die Häi!He ider norma1en \Vochendiensi:stun­
den ·zu leisten haiben. 

§ 16 

Wählbarkeit 
Wä1Mb:ar sind die wahlberechÜ,gten Mitarbeiter, die 

~m. W ahltaige . mindesten~ ein Jahr im Dienste der 
fliainlburgischen Landeskirche stehen •.und am W a:hl­
ta1g das 23. Lebensjahr voHendet haben. 

§ 17 
Wahlverfahren 

(1) Jede Berufsgruppe wählt iihre{n) Vertreter in der 
Mitarbeitervertretung in alilgemeiner, gleicher, ge­
heimer und unmittelibarer ~ahl. Gewähtlt ist, wer 
,die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Er.satz­
manri ,i•st der Bewerber mit der nächstnriedrigeren 
Stimmen:zaihl. Bei Stimmenigileichheit entscheidet 
,da,S vom Vorsitzer des Wahlausschusses zu zie-

(2) 

(3) 

(1) 

(2) 

hende Los. 
Die W:ahfwird vorbereitet und geleitet .durch den 
Wah1a!u:ssichuß, der aus fünf Mitarbeitern besteht, 
die nicht kandidieren dürfen. 
Im einzelnen ist die Vorbereitung un•d Durch1füh­
rung der W aihl durch ein.e W:ahlord:nung zu re-
goeiln. 

§ 18 

Wahlschutz und Kosten 
Die W,a1M der Mitarbeitervertretung ·darf nicht 
behindert oder in· unzulässiger Weise beeinf!Lußt 
werden· inshesondere dürfen die Wahlberechtig­
ten in .der tAusfrhung ·des aktiven und- passiven · 
Wahlrechts nicht beeinträchtigt werden. 
Die Kosten .der W:aih} trägt die Landeskirche. Ver­
säumnis von hauptberuflicher Arbeitszeit, die in-

(1) 

(2) 

(3) 

folge ·der Ausübung ·des. Wahlrechts, der Teil­
nahme. an Mitariheiterv-ers.ammLun1gen oder Betä­
tiigUll!g im Wahlvorstand notwendig wird, hat 
keine Mindevung der Dienstbezüge oder ·des Ar­
beitsentgelts zur Folge. 

§ 19 
Anfechtung der Wahl 

Wenn gegen wesentHche VorschrHten dies.es Ge­
setzes und der zu seiner Durchführung erlassenen 
Verordnungen verstoßen worden ist, so kann die 
W.aihl binnen einer Frist von einer Woche, vom 

-Tage der Bekanntgaibe des Wahlergebnisses an 
gerechnet, beim Wah1amschuß angefochten w·er­
den. Die Anfechtung muß schrHtHch erfolgen und 
von mindestens 3 wahlberechtigten· Mitarbeitern 
unterzeichn.et sein. 
Kann der WaMa.usschuß der An.fechtunig nicht aib­
helfen, so .hat er ·diese unverzüglich dem Sch:Hch­
tungsausschuß zuzuleiten. 
Dieser entscheidet endgültig. 
Bis zur Entscheidung .frber die Anifechtung ·führt 
.die neu gewählte Mitavbe.itervertretung die Ge­
schäfte, .es sei denn, daß .der.Schlichtungsausschuß 
eine andere Regelung trifft. 

§ 20 

Amtszeit 

Die Amtszeit der Mitarbeiterv-ertretunig beträgt drei 
J aihr·e. Die Mitarbeitervertretung führt die Geschä:fte 
niach ·dem Ende ihrer Amtszeit bis zur Oibernahme 
durch .die neu gewählte Mitarbeitervertretung. 

(1) 

(2) 

(3) 

§ 21 
Neuwahl der Mitarbeitervertretung 

Die Mitarbeitervertretung ist unverzüglich neu 1zu 
wählen, wenn 
a) die Mitarbeitervertretung mit der. Mehrheit 

iJhrer MitgHeder iihren Rücktritt erklärt ha.t, 
b) die Mitarbe.itervertretung aufgeilöst worden ist. 

In den Fällen des AJbs. l Buchstabe a ·führt die Mit­
ar.beitervertre·tung die Geschäfte bis zur Oher­
n:aihme durch •die neu ·gewä1hlte Mitarbeitervertre­
tung. 
Ist e:ine Bemfsgruppe nach dem Ausscheiden des 
Vertreters in der Mitarbeitervertretung und des 
Ersatzmannes nicht mehr vertreten, so findet 
durch diese Berufsgrup1pe eine Ersatzwahl statt. . 

§ 22 

Abberufung und Auflösung der Mitarbeitervertretung 
(1) Auf Antrag ·eines V.ierte<Ls ider wahiliberechfigten 

Mitarbeiter kann der S.chHchtungsaussch.uß die 
Abberufung eines Mitgliedes der M.itaribeiterver­
tretung oider id~e Auflösung der Mitiaribeiterv.er-' 
tretunrg wegen groben Mißbrauchs :ihrer Befug­
nisse oder wegen grober Versäumnis ihrer Pflich­
ten beschließen. Aus den ·gleichen Gründen kann 
aiuch die Mitarbeitervertretung oder das Landes­
kirchenamt die AJb:herufung eines oder mehrerer 
Mitglieder beim Schlichtun!gsausschuß theantra1gen. 
Der Beschluß der. Mitarbe-itervertr·et•ung bedarf 
einer Mehrheit von 3/4 der an:weseniden Mitglieder. 



(2) Ist die Mitatiheitervertretung auif1geilöst, so setzt 
der Schlichtungsausschuß einen Waihfaiusschuß .ein. 
Dieser hat unverzüglich 'eine N euwaihl vorz11:b~­
reiten. Bis zur N e1uw.ahl nimmt der W1ahlausschuß 
.die .der Mitarbeiterv.ertretung nach diesem Gesetz 
.z,ustehenden Rechte und Pfhchten wahr. 

§ 23 

Ruhen und Erlöschen de~ Mitgliedschaft 

(1) Die M:itgliedschaift eines Mitarbeiters 'in der Mit­
arheitervertretung mht, solange ihm die Führung 
von Di·enstgesch'ä:ften verboten ist. 

(2) Die Mitgliedschaft in der M.itarhe:iterv.ertretung 
erlischt durch: · 
a) .Nblauf der Amtszeit, 
b) Nieder1egiung des Amtes, 
c) Beendigung .des Dienst- und Arbeitsverhält­

nisses 
d) Wech~el ider Ber1ufs.gruppe, 
·e) Verlust der Wähilbarkeit, 
·f) Entscheidung des Schlichtungsausschusses nach 

§ 35 .. 

IV. Geschäftsführung der Mitarbeitervertretung 

§ 24 
Vorsitzer und Stellvertreter 

(1) Die M.itaribeitervertretiung wählt aus ihrer Mitte 
den Vorsitzer, seinen SteHvertreter und einen 
Schriftf.üihrer. Der Vorsitzer, sein .Stellvertr.eter 
unidi ider Schviftfwhrer sollen nicht derse~ben 
Giiuppe .angeihören. 

(2) Der Vorsitzer der M.itarheitervertretung, oder im 
Falle seiiner Verhinderung sein Stellvertreter, .führt 
die l1aufenden Geschäfte der Mitarlbeitervertre-
tung und vertritt diese nach außen. · 

§ 25 
Sitzungen der Mitarbeitervertretung 

(1) Spätestens .eine Woche nach dem Wahltag beruft 
der Wahfausschuß die .gewählten Mitglieder der 
Mitarbeitervertretun\g1 zur ikonstituier·enden Sit­
zung ·ein. 

(2) DJ.e 1weitereri .Sitzungen beraumt ·der Vorsitzer 
der Mitar1heiterv1ertretung an. Er setzt die Tages­
ordn.ung f.est und leitet ·die Vethand1ung. 

(3) Auf Antrag des Landes:kivchenamtes. oder :eines 
Viertels der Mitglieder der Mitar:beHervertretung 
!hat der Vorsitzer unverz.ü'.g·Lich eine Sitzung an­
z;ruheraumen un.d den Gegenstand, dessen Bera­
tung beantragt 1ist, au:f ~He Tagesordnung 'zu 
setzen. 

(4) Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung sind 
nicht öffentlich; sie können während der Arbeits­
zeit stattfinden. Die Mitarbeitervertretunig hat be:i 
der Anberaumung ihrer Sitzungen auf die dienst­
lichen Erfordernisse Rücksicht zu nehmen. Das 
Landeskirchenamt ist vom Zeitpunkt und Ort der 
Sitzungen vorher zu verständigen. 

§ 26 
Teilnahme an Sitzungen der Mitarbeitervertretung 

(1) Mitg1ieider des Landeskirchenamtes sind herech-
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tigt, an denjoenigen Si.tzungen der Mitarbeiterver­
tretung teilzunehmen, die .aiuf Antrag .des Landes­
foirchenamtes aniheraumt oder zu -denen sie einge­
laden worden sind . 

(2) Nehmen auf Einl!adung der Mitarbeitervertretung 
Personen, ·die ihr n.icht angehören, an .einer Sitzung 
teil, so ist auch das Landeskirchenamt einzu:1aden. 

(3) Personen, die der Mitarbeiterv•ertretung nicht an­
gehören, .dürifen niur an einer Sit:mng teilnehmen, 
wenn sie sich zuvor zur Verschwiegenheit ver­
pflichtet ihaiben. 

§ 27 

Beschlußfassung 

(1) Die Beschlüsse der Mitar.beitervertretung werden 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stim­
mengleichiheit entscheidet di,e Stimme d.es Vor­
sitzers. 

(2) Die Mitarlbeitervertretung ist nur beschlußfähig, 
wenn mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder ein­
s.chließHch, etwaiger SteUvertreter anwesend ist. 

(3) In besonders dringenden Fällen entscheidet die 
Mitarbeitervertretung bei Anwesenheit von min­
destens drei Mitgliedern einschließlich des Vor­
sitzers oder seines Stellv·ertreters vorbehaltlich der 
nachträglichen BHligung .durch die bescnliußfähige 
Mitarbeitervertretung. 

§ 28 
Sitzungsniederschriften 

(1) über j·ede Sitzung der Mitar.beitervertretun.g ist 
vom Schriftführer eine Niederschri'ft aufzuneh­
men, die mindestens den Wort1aut der Beschlüsse 
und .das .Abstimmungsergebnis enthält. Die Nie-· 
derschrift :ist vom Vorsitz.er und vom Schriftfüh­
rer z.u unterzeichnen. Der Niederschr.iift ist eine 
Anwesenheitsliste iheizufügen, 1in die sich jeder 
Teilnehmer eigenhändig einzutra•gen hat. 

(2) Hat ein Mitglfod des Landes1~irchenamtes an •einer 
Sitzung teHgenommen, so ist ihm eine ·Abschrift 
der Niederschrift zuzuleiten. 

§ 29 
Ehrenamt,. Versäumnis von Arbeitszeit 

(1) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung führen 
ihr Amt als Ehrenamt. 

(2) Die Mitglieder ·der Mitarbeitervertretung sind 
von i'hrer •dienstlichen Tätigkeit freizustellen, so­
weit es zur Durchführung ihrer Auf1gaben erfor­
derlich .ist. Versäumnis von Arbeitszeit, die zur 
Durchführung .der Aufgaben der Mitarbeiterver­
tretung erforderlich ist, hat keine. Minderung der 
Dienstbezüge oder des Arbeitsentgeltes zur Folge. 

§ 30 
Kosten der Geschäftsführung 

D1e dur·ch die Tätig:keit der M:itarheitervertretung 
entstehenden Kosten trägt die Landeskirche. 

§ 31 
Geschäftsordnung 

Die Mital4beitervertretung kann sich eine Geschäfts­
ordl1!ung ge:ben. Diese ist ,dem Landeskirchenamt zur 
Kenntnisnahme vor.zulegen. 
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V. Mitarbeiterversammlung 

§ 32 

Einberufung der Mitarbeiterversammlung 

(1) Mindestens einmal im Jahr .findet eine Versamm­
lung aHer Mitarbeiter der Landeskirche statt. Sie 
wird vom Vorsitzer der Mita.rheitervertretung 
einbel.iUfen und geleitet; sie ist ndcht ö.f.fentlich. 

(2) 

(3) 

Die Mitarheitervertretun·g ist berechtigt und auf 
Antrag des Landeskirchenamtes oder eines Vier-
tels .der woihfüerechtigten Mitarbeiter verpflichtet, 
eine Mitarheiterversamm1ung einzuberufen und 
den Gegenstand, dessen Beratung beantragt ist, auf 
d.ie T aigesordnung zu setzen. 
Die Tagesordnung ist rechtzeitig bekanntzu­
machen. 

Die Mitarbeiterversammlung findet während der 
Ar.beitszeit statt, soweit nicht die dienstlichen 
Verhältnisse eine andere Regelung erfordern. Die 
Teilnahme an der Mitar.beiterversammlung ·hat 
keine Minderüng der Dienstbezüge oder des Ar­
beitsentgeltes zur Fol;ge. 

§ 33 

(1) Das Landeskirchenamt nimmt ·an den Mitarbeiter­
versammlungen, die aiuf seinen· Antrag einberufen 
worden sind ocler zu denen. es von der Mitarbei­
tervertretung oder Mitarlbeiterversammlung aus­
drücklich einge1aiden 1ist, teil Aiuf Verlangen ist 
den Mitgliedern des Landskirchenamtes das Wort 
zu ·erteiJen. 

(2) § 26 Abs. 2 und J finden . entsprechende Anwen­
dung. 

§ 34 

Aufgaben der Mitarbeiterversammlung 

(1) Die Mitar1beiterversammlung wählt den Wahl­
auss·chuß. 

(2) Die Mitar;beiterversammlung nimmt in Jedem 
J aihr einen Täti.g:keitsbericht der Mitarbeiterver­
tretung entgegen. 

(3) Die Mitarbeiterversammlung kann der Mitar:hei­
tervertretung An.träge unterbreiten und zu ihren 
Beschlüss.en SteUun1g nehmen. Sie darf nur Ange­
legenheiten behandeln, die zur Zuständigkeit der 
Mitarbeiterv·ertretung gehören. 

VI. Schlichtungsausschuß 

§ 35 
Bildung des· Schlichtungsausschusses 

(1) Der Schlichtungsausschuß besteht a•us einem Vor­
sitz.er unid vier Beisitzern. Beisitzer sind je ein 
Mitglied •des Kiirchenrates und des Landeskirchen­
amtes sowie z~wei Mitglieder der Mitaribeiterver­
tr-etung. Der Vorsitzer muß die Befähigung zum 
Richteramt halben. Für jedes Mitglied ist ein Ver­
treter z.u ib en·ennen. 

(2) D·er Vorsitzer wfod nach Anhörung des La.nides­
kirchenamtes und der Mitarbeitervertretung von 
·der Synode a.uf die Dauer von 6 Jahren igewählt; 
er braucht der Synode nicht anzugehören. Er darf 
nicht hauptamtfi.ch iim Dienst der Landeskirche 
oder einer ihrer Gemeinden stehen. 

(3) Die Beisitzer werden f.ür die Amtszeit der Mit­
arbeitervertretung durch .die entsendenden Gre­
mien ·bestimmt. 

(4) Das Amt des Beisitzers endet vor Ablauf der 
Amtszeit der Mitarbeitervertretung, wenn der 
Beisitzer aus dem i:hn ·entsendenden Gremiumaus­
schei·det. 

(5) Die Mitglieder des Schlichtungs.ausschusses sin:d 
in ihrer Entscheidung una1hihän1gig und nur an das 
Gesetz und .an i;hr Gewissen gehunden. § 8 findet 
entsprechende Anwendung. 

§ 36 

Aufgaben des Schlichtungsausschusses 

(1) Der S.chHchtungsausschuß ,entscheidet endgültig 
über 
a) Anfechtung der Wahl{§ 19); 
b) Auflösung der Mitar.beitervertretunig, Ahbe­

mf.ung von Mitgliedern und Einsetzung eines 
Wahlausschusses nach Auflösung der Mitar­
beiitervertr-etung (§ 22); 

c) Meinun;gsverschiedenheiten über Angelegen­
·heiten, die der Mitbestimmung der ,Mitarbei­
tervertretung unterliegen {§ 11); 

d) die Zustimmung zur Kündigung von Mitg1ie­
. dern der Mitarbeitervertretung (§ 7). 

(2) .Bei Meinungsverschiedenheiten über Angelegen­
heiten, die der Mitwirkiung unterliegen (§ 10), hat 
der Schlichtungsausschuß zu prü'f.en und 1festzu­
ste1len, ·ob und in wdchem Umfang .die angefoch­
tene Anordnung oder Maßnaih:me gegen die zum 
Schutz und z•ur Förderung der Mitarbeiter erlas­
senen Gesetze, VeroJ."ldnungen, sonstigen zwingen­
den Vorschriften, Verträ:ge oder Dienstvereinib.a­
rung.en verstößt oder ob lbei Ermessensentschei­
dungen das Ermessen in einer dem Zweck ·der Er­
mächtigung widersprechenden Weise mißbraucht 
worden ist. 

§ 37 

Verfahren. vor dem Schlichtungsausschuß 

(1) Der Schlichtungsausschuß ents0cheidet in einer 
· durch sdnen Vorsitzer anberaumten nicht öffent-

1ich mündlichen Verhandl1ung, in der er. dem Lan­
deskirchenamt m:id der Mitarbeitervertretung Ge-

. legenheit zur Äußerung =gibt. Er versucht zunächst 
eine Verständigung oder Eini1gung zu erzielen. Er 
kann den Beteiligten aufgeben, ihr Vorbringen 
schriftlich vorzubereiten und Be·w·eismaterial vor­
zulegen. 
Im Einvernehmen der Beteiliigten kann von einer 
mündlichen Verhandlung aibigesehen werden. · 

(2) Der Schlichtungsausschuß .entscheidet durch Be­
schluß, der mit Stimmenmehrheit gefaßt wiJ."ld. Bei 

· Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzers. 

(3) Der Besichluß ist zu begründen und .den Beteilig­
ten,.in persönlichen Angelegenheiten auch dem Be­
troffenen, zuzustellen. Er bindet alile Beteiligten. 

(4) l·st .der Schlichtungsausschuß für die Entschei­
dung über einen Antrag unzuständig oder ist eine 
Frist versäumt, so kann er den Antra1g fü einem 
ohne mündliche Verhandlung ergehenden. begrün­
deten Besche.i.d als unzulässig zurückweisen. Der 



Beschei1d ist zuzustellen. Der Antragsteller kann 
innerhafü :ziweier Wochen nach Zustel'lung des Be­
scheides mündliche Verih.andLunig beantragen. 

(5) Die Kosten des Schlichtungsausschusses trägt die 
Lan1deskirche. 

VII. Schlußvorschriften 

§ 38 
Der Kirchenrat erläßt die W a:hlordnung und die zur 

DurcMührung ,dieses Gesetzes erforderlichen Verord-
nungen. 

§ 39 
Dieses Gesetz tritt am 1. August 1%3 in Kraft. 

§ 40 
Die Amtszeit der amtierenden Mitarbeitervertre-
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tung endet drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 

§ 41 

Folgende Gesetze tr-eten mitdem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes außer Kraft: 

Gesetz betre:ffend ·die Tätigkeit ·der Mitarbeiter­
vertretung vom 18. Februar 1954 (GVM vom 26. 2. 
1954, Nr. 2, S. 10). 

Gesetz betreff.end die Wahl der Mitarbeitervertre­
tung vom 18. Febvuar 1954 (GVM vom 26. 2. 1954, 
Nr. 2 Seite 9). 

Hamburg, den 10. Juni 1963 

(2301) 

Der Kirchenrat 

D Witte 

II. Von der Synode 

Beschlüsse aus der 19. Sitzung der Synode vom 
23. bis 25. Mai 1%3. 

Die Synode hat in ihrer Sitzung vom 23.. bis 25. Mai 
1963- im Matthias-Claudius-Heim in Glücksburg die 
na:chstehenden BescMüsse gefaßt: · 

1. Das Gesetz zur Änder.ung des Kirchlichen Besol­
dungs.g.esdzes vom 10. März 1928 in der Fassung 
-der Änderungen v.om 21. November 1957, 5. No­
vember 1959 und 25. AprH 1960 wurde verab­
schiedet. 
(s. unter 1.) 

2. Das Mitarbeitervertretungs,gesetz wurde verab­
schiedet. 
{s. unter 1.) 

3. In ·den Synoda:l:ausschuß zur Beratung der Pläne 
für e.ine Amtshandlungskartei wurden gewählt: 

Syn. Pastor Mumssen 
Syn. Pastor Daihm:los 
Syn. Pastor Wenn 
Syn. Frau Barner 
Syn. Rechts:anwalt Rötting 
Syn. Fraiu Dr. Kipp · 
Syn. Rechtsa:n1walt Schlüter 

Dazu bes1chloß idie Synode, -daß ein Mitglied des 
Kirchenrates bei der Beratung ·zum Ausschuß hin-
zuzuziehen :ist. · 
Der Kirchenr.at -hat Herrn Finanzgerichtsdirektor 
von P1aten in den Ausschuß entsandt. 

4. In .der Angeiliegenheit betr. Planung für ein „Haus 
der Kirche" versagte die Synode in schriftlicher 

Abstimmung dem vorgdegten Entwlllrf für die Be­
bauung des Grundstückes St. Nikolai ihre Zustim„ 
mung. 

5. Im Anschluß .an das Referat „Die ·Frau und das 
Amt der Kirche" und zu 1dem Antrag betr. „Vor­
lage eines Entwurf.es zu einem P:astorinnengesetz" 
wurde 
1. ein· Ausschuß eingesetzt, der 

a) die Mög1lichlkeiten, Frauen mit dem Amt der 
Pastorin :zu !betrauen, prtÜ.f.en und daibe.i die Ar­
beit und Aufigalben der in der Hambur.gischen 
Landeskil'lche und gegebenenfal1s auch der in 
.den N achb.arkirchen tätigen Pfarrvikarinnen 
berücksichtigen. so11l; 
b) die verschiedenen hierzu bestehenden Ge­
sichtspull!kte in Form eines Berichtes z1Usammen­
tragen und 
c) eine Entscheidung .der Synode alsbald vor­
bereiten soll; 

2. a!Mes über ·die V:ikarinnenfrage vorHegende und 
anf.aLlende Material soll dem unter ZHfer 1 ge­
nannten Ausschuß überwiesen werden. W eiiter 
wurde ider Aiusschuß ermächtigt, einschlägiges Ma­
terial von al!len in Betracht kmnmenden Stellen zu 
erbitten. 

3. Der ,Ausschuß soH aus 7 Personen, darunter 2 
Damen, hestehen. 

Hamburg, den 10; Juni 1963 

(152) 

Der Kirchen.rat 
D Witte 

IIL Verwaltungsanordnungen 

IV. Aus der kirchlichen Arbeit 

1. Ordination 

Am Sonntaig Kantate, 12. Mai 1963, wurde von 
Bischof D Witte cand. theol. Franz U gron im Ha1Upt-

gottesdienst der Hauptkirche St. Petri ordiniert. 

füschof D Witte predigte über Joh. 6, Vers 60-69. 
(204) 
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2. Konfirmationstermine 1964 

CbereHs durch Rundschreiben den Geistlichen und 
den Kirchenbüros mitgeteHt) 

Fiür die Konfirmationen 1964werden fol1genide Sonn­
fage festgesetzt: 

OkuH, 1. März 1964 
Lätare, 8. März 1964 
Judika, 15. März 1964 

Hamburg, den 17. Mai 1963 

(312) 

Der Bischof 

D Witte 

V. Personalien 

1. Ausschreibungen 

· 2. Wahlen, Berufungen und Einführungen 

Pastor Hartmut Lüders, Kirchengemein1de St. An­
nen, wurde . am Sonntag Miserikordias Domini, 28. 
Apr.il 1963, durch Bischof· D Witte in sein Amt ein­
geführt. 

Bischo:f D Witte legte seiner Einführungsansprache 
J oh. 10, Vers 1-9, zugriunde. Pastor Lüders predigte 
über Joh. 14, Vers 1-6. 
(202) 

Pastor Uilr.ich F.inckh, Studentenpfarramt, wurde am 
Dienstag, 30. Aprid 1963., durch Bischof D Witte in 
der Erlöserkirche zu Borgfelde in sein Amt einge­
führt. 

Bischof D Witte legte seiner Einführungsansprache 
Joh. 21, V.ers16,zugrunde. PastorFinckh predigte üher 
Mark. 10, Vers 42-55. 
(202) . 

Gemäß Beschluß des Kirchenrats vom ß. Mai 1963 
ist Pastor Hdm.ut Karpa, Evangelische Gemeinschaft 
Eilibek, nach hestandenem KoHoquium mit Wirkung 
vom 1. Ju!li 1963 in' den Dienst der Hamburgischen 
Landeskirche übernommen worden. 
(202) 

Di1e Pastoren der Landeskirche Klaus Bormann und 
Hans-Volker Herntrkh wurden am Himmelfahrtstage, 
23. Mai 1963, -durch Bischof D Witte in der Kreuz­
kirche 1der Kirchengemeinde Alt-.ß.armbe:k in ihr1e Äm­
ter ·eing.eführt. 

Bischof D Witte predigte üiber Apg. 1, Vers 6-11. 
(202) 

3. Beauftragungen, Ernennungen und Versetzungen 

Der Kirchenrat hat in seiner Sitzung vom 29. April 
. 1963· cand. theoJ. Franz U gr.on mit Wirkung vom 
12. M.ai 1963 zum HeH.fsprediger mit der Amtsbe-zeich­
nung „Pastor" ernannt und ihm einen pfarramtlichen 
Auftrag für den Bereich der Jiugendamts.heime der 
Freien und H.ansestaidt Ham:burg erteilt. 
(204) 

Gemäß Bes.cMuß des Kirchenrats vom 20. Mai 1963 
ist HH.fspredi1ger P.astor Sigurid Da.ecke mit Wirkung . 
vom 20. M.ai 196J der Kirchengemeinde St. Michaelis 
zur Dienstleistung zugewiese.n worden. 

(204) 

Der Kirchenrat hat in seiner Sitzung vom 20. Mai 
1963 canid. thwl. Dietrich Re.iß nach Ablegung des 
ersten theofogischen Examens vor der Evangeilisch­
Theologis·chen Fakultät ·der Universität Hamburg auf 
seinen. Antrag mit Wirkung vom 16. Apr-il· 1963 zum 
Vikar ernannt. 

(205) 

Das. Landeskirchenamt hat in seiner Sitzung vom 
15. Ma:i 1963 idie freie Gemeindehel.ferinnenstelle jn · 
der Kirchengemeinde Ansgar-Langenhorn. mit Wir­
kung vom 1. Juni 1963 mit :der Gemeindehelif.er.in 
Susanne Rose besetzt. · 

(235) 

4. · Zuweisung von Lehrvikaren 

Es wurde z.ur A.usb.Hd.ung zugewiesen: 
Vikar Dietrich Reiß zu Pastor Körber, Kirchenge­

meinde St. J ohann1is-Eppendorf. 

(205) 

5. Dienstbeendigungen, Beurlaubungen 

Hauptpastor Profossor D Hans EngeHand, Kirchen-· 
gemein.de der Hauptkirche St. Jacobi., .ist auf seinen 
Antrag mit Atbfauf des 30. April 1963 aus dem Dienst 
der Hamihurg1ischen Landeskirche ausg.eschieden„ uni 
einen .an ihn er.gangenen Ruf a.uf ein Ordinariat für 
'Systematische TtheolO'gie an der Christian-Albrechts­
U nä..versität in Kie'l anzunehmen. 

(202) 

Geme.inidehelferin Evia Sieveking, Gemeinde der 
Bethlehem-Kirche, ist a1u.f ihren Antrag mit Ahl.au:f 
des 30. April 1963 aus dem Di.enst der Hamhurg.i'schen 
Landeskirche ausgeschieden. 

(235) 
6. · . Todesfälle 

VI. Mitteilungen 

VII. Berichtigungen 
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